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Arbeitsmarktpolitik - Das andert sich in 2006

Auszug aus einer Pressemitteilung des BMAS

Mit dem Ersten Gesetz fir moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt vom 23. Dezember 2002 ein-
geflhrte und bis 31. Dezember 2005 befristete arbeitsmarktpolitische Instrumente bzw. Regelungen
werden um zwei Jahre bis Ende des Jahres 2007 verlangert:

Entgeltsicherung fur altere Arbeitnehmer

Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen, die das 50. Lebensjahr vollendet haben und eine versiche-
rungspflichtige Beschéftigung aufnehmen, haben Anspruch auf Leistungen der Entgeltsicherung,
wenn sie

1. einen Anspruch auf Arbeitslosengeld haben und bei Aufnahme der Beschaftigung noch tber einen
Restanspruch von mindestens 180 Tagen verfligen oder einen Anspruch auf Arbeitslosengeld tiber
mindestens die gleiche Dauer héatten,

2. ein Arbeitsentgelt beanspruchen kénnen, das den tariflichen oder, wenn eine tarifliche Regelung
nicht besteht, ortsiiblichen Bedingungen entspricht.

Beitrédge zur Arbeitslosenversicherung fiur &ltere Arbeitnehmer

Arbeitgeber, die ein Beschéaftigungsverhaltnis mit einem zuvor Arbeitslosen, der das 55. Lebensjahr
vollendet hat, erstmalig begriinden, missen fir diesen keine Beitrage in die Arbeitslosenversicherung
zahlen.

Befristete Beauftragung von Trégern mit Eingliederungsmaflinahmen

Die Agentur fir Arbeit kann Trager nach einem wettbewerbsrechtlichen Vergabeverfahren mit der
Durchfiihrung von MaBnahmen beauftragen. Voraussetzung: die MaRnahme ist so gestaltet, dass
arbeitslose oder von Arbeitslosigkeit bedrohte Arbeitnehmer in den Arbeitsmarkt eingegliedert werden
koénnen. Das gilt auch fir Auszubildende, die zu ihrer Berufsvorbereitung oder Ausbildung zuséatzlicher
Hilfen bediirfen, sie sollen eingegliedert werden oder eine berufliche Ausbildung erhalten.

Der mit dem Zweiten Gesetz fiir moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt vom 23. Dezember 2002
eingefuhrten und bis zum 31. Dezember 2005 befristete Existenzgriindungszuschuss (Ich-AG) wird
um ein halbes Jahr, also bis zum 30. Juni 2006, verlangert. Die Zusammenfiihrung von
Uberbriickungsgeld und Existenzgriindungszuschuss zu einem einheitlichen Instrument ab diesem
Zeitpunkt soll in einem spateren Gesetzgebungsverfahren erfolgen.

Die mit dem Job-AQTIV-Gesetz vom 10. Dezember 2001 eingefiihrten und bis 31. Dezember 2005
befristeten Fordermdoglichkeiten bei beruflicher Weiterbildung alterer und von Arbeitslosigkeit bedroh-
ter Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer werden bis Ende 2006 verlangert.

Die Verpflichtung, im Bezirk jeder Agentur fur Arbeit eine Personal-Service-Agentur einzurichten, wird
abgeschafft. So kénnen die Agenturen fur Arbeit vor Ort priifen, ob die Einrichtung von Personal-
Service-Agenturen unter den Gesichtspunkten von Wirksamkeit und Wirtschaftlichkeit, regional ein
Erfolg versprechendes Eingliederungsinstrument ist.

Die Mdglichkeit fiir altere Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, Arbeitslosengeld oder Arbeitslosen-
geld Il unter vereinfachten Bedingungen zu beziehen, wird bis zum 31. Dezember 2007 verlangert.
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Sie sind jedoch weiter verpflichtet eine abschlagsfreie Altersrente zum friilhesten Zeitpunkt zu bean-
tragen.

Fur die Pflicht sich friihzeitig arbeitsuchend zu melden wird eine einheitliche Frist von drei Monaten
vor Beendigung des Arbeitsverhaltnisses festgelegt, es sei denn, die Arbeitnehmerin / der Arbeitneh-
mer erfahrt erst spater davon. Bei VerstéRen gegen die Meldepflicht tritt an die Stelle der Kiirzung des
Arbeitslosengeldes eine einwdchige Sperrzeit.

Die Umlagepflicht fiir das Insolvenzgeld wird an die Anderung der Zustéandigkeiten der Unfallversiche-
rungstrager fur privatisierte Unternehmen der 6ffentlichen Hand angepasst.

Fur Personen, deren Anspruch auf Arbeitslosengeld ab 1. Februar 2006 entsteht, gelten ab 1.
Februar 2006 folgende Regelungen:

Die Anspruchsdauer auf Arbeitslosengeld wird bei unter 55-jahrigen Personen auf 12 Monate be-
grenzt. Uber 55-jahrige Personen erhalten Arbeitslosengeld | maximal 18 Monate. Betroffen sind alle
Arbeitnehmer, die ab dem 1. Februar 2006 arbeitslos werden und einen Anspruch auf Arbeitslosen-
geld erwerben.

Die Anwartschaftszeit wird fiir alle Arbeitslosen vereinheitlicht. Um einen Anspruch auf Arbeitslosen-
geld zu erwerben, missen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer innerhalb der letzten zwei Jahre
versicherungspflichtige Zeiten von insgesamt 12 Monaten nachweisen. Saisonarbeitnehmer sowie
Wehr- und Zivildienstleistende, die bisher aufgrund von Sonderregelungen Anspriiche auf Arbeitslo-
sengeld bereits bei einer sechsmonatigen Versicherungszeit erwerben konnten, werden damit bei
einer Arbeitslosmeldung ab dem 1. Februar 2006 mit den Gbrigen Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-
mern gleichgestellt.

Die so genannte Rahmenfrist wird von drei auf zwei Jahre verkirzt. Die fiir den Anspruch auf Arbeits-
losengeld erforderliche Anwartschaftszeit von zwélf Monaten muss zukinftig grundsatzlich innerhalb
der letzten zwei Jahre vor der Arbeitslosmeldung (sog. Rahmenfrist) erfillt werden. Dies betrifft alle
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, die ab dem 1. Februar 2006 arbeitslos werden und einen An-
spruch auf Arbeitslosengeld erwerben.

Der so genannte Bestandsschutz wird verkurzt. Parallel zur Rahmenfrist wird auch die Dauer des
Bestandsschutzes, der bei wiederholter Arbeitslosigkeit und zuletzt niedrigerem Verdienst die Orien-
tierung des Arbeitslosengeldes an dem hdheren Arbeitsentgelt des vorherigen Leistungsbezuges
regelt, von drei auf zwei Jahre reduziert.

Die so genannte Erléschensregelung wird verscharft. Ein Anspruch auf Arbeitslosengeld erlischt,
wenn ein Arbeitsloser Anlass fur Sperrzeiten von insgesamt 21 Wochen gegeben hat. Fiir das Erl6-
schen des Anspruchs bei Sperrzeiten werden zukiinftig auch Sperrzeiten beriicksichtigt, die in einem
Zeitraum von 12 Monaten vor der Entstehung des Anspruchs eingetreten sind und nicht bereits zum
Erléschen des Anspruchs gefiihrt haben. Die Regelung stellt sicher, dass auch eine Sperrzeit wegen
Arbeitsaufgabe, die in einem engen zeitlichen Zusammenhang mit der Entstehung des Anspruchs auf
Arbeitslosengeld eintritt, grundsatzlich fur das Erléschen eines Anspruchs berucksichtigt wird.

Weitere, ab 1. Februar 2006 geltende Regelungen bei der Arbeitslosenversicherung:

Fur Wehr- und Zivildienstleistende besteht kiinftig eine grundsatzliche Versicherungspflicht. Ab dem 1.
Februar 2006 sind alle Wehr- und Zivildienstleistenden in der Arbeitslosenversicherung versichert.
Bisher waren Wehr- und Zivildienstleistende, die vor ihrer Dienstzeit nicht dem Kreis der Arbeithnehmer
zuzuordnen waren (zum Beispiel, weil sie Schiler waren), nicht versicherungspflichtig. Sie konnten
damit auch keinen Anspruch auf Arbeitslosengeld erwerben. Wegen des Wegfalls der sechsmonati-
gen Sonderanwartschaftszeit fir Wehr- und Zivildienstleistende kann allein durch Wehr- oder Zivil-
dienstzeiten kein Leistungsanspruch mehr begriindet werden.
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Die erweiterte Rahmenfrist fir Selbstandige und Pflegepersonen wird durch die Méglichkeit, sich auf
Antrag freiwillig in der Arbeitslosenversicherung weiter zu versichern, ersetzt. Bisher konnten Versi-
cherte fiir Zeiten des Bezugs von Unterhaltsgeld, einer selbstandigen Tatigkeit oder der Pflege eines
Angehorigen eine verlangerte Rahmenfrist in Anspruch nehmen. Dies wird nun durch die Mdglichkeit,
sich unter bestimmten Voraussetzungen freiwillig in der Arbeitslosenversicherung weiter zu versichern
und so seinen Versicherungsschutz aufrecht zu erhalten, abgeltst. Die Neuregelung zur freiwilligen
Weiterversicherung betrifft neben Personen, die eine selbstandige Tatigkeit aufnehmen, auch Pflege-
personen sowie Beschéftigte aul3erhalb der Staaten der Europaischen Union.

Nach: Pressemitteilung des Bundesministeriums fiir Arbeit und Soziales vom 21.12.2005

Der vollstéandige Text kann von der folgenden Internetseite abgerufen werden:
http://www.bmas.bund.de/BMAS/Navigation/presse,did=99926.html
Bitte berticksichtigen Sie, dass &ltere Links evtl. keine Verbindung mehr zu den angegebenen Seiten herstellen.

@ Bundesagentur fiir Arbeit Institut fiir Arbeitsmarkt- und Berufsforschung

Regensburger Strale 104, 90478 NOrnberg, Tel.: 0911/179-0, Fax: 0911/179-3258


http://www.bmas.bund.de/BMAS/Navigation/presse,did=99926.html

	Arbeitsmarktpolitik - Das ändert sich in 2006
	Auszug aus einer Pressemitteilung des BMAS


